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des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
GB/BHE, FVP, DP eingebrachten Entwurf eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Wirtschaft von Berlin (West) 

- Drucksache 2877 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schlick: 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von 
Berlin (West) — BerlinLilfe- Gesetz — ist zuletzt 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 
vom 19. Dezember 1954 (BGBl. I S. 439) um 3 Jahre 
verlängert worden. Es sollte danach mit dem 
31. Dezember dieses Jahres auslaufen. Gelegentlich 
der Debatte über den Wegfall des Notopfers Ber- 
lin im Plenum des Deutschen Bundestages ist von 
allen Fraktionen zum Ausdruck gebracht worden, 
daß das bestehende Steuergefälle zwischen Berlin 
(West) und der Bundesrepublik aber im wesent- 
lichen entsprechend den tatsächlichen Verhältnis- 
sen beibehalten werden soll. In Vollzug dieser Mei- 
nungsäußerung haben daher sämtliche Fraktionen 
einen Antrag — Drucksache 2877 — auf Verlänge- 
rung des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der derzeit gültigen Fassung 
eingebracht. Der Entwurf dieses Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Wirtschaft von Berlin (West) will als Auslauf ter- 
min anstelle des 31. Dezember 1957 den 31. De- 
zember 1959 festsetzen. Der Ausschuß hat diesem 
Antrag zugestimmt. 

Das Berlinhilfe-Gesetz hat sich durch seine um- 
satzsteuerlichen Vergünstigungen, die es sowohl 
dem Westberliner Lieferer durch Umsatzsteuer- 
freiheit wie dem westdeutschen Erwerber durch 
das Kürzungsrecht seiner eigenen Umsatzsteuer- 
schuld gewährt, als besonders wirksam für die Be- 


lebung und Entwicklung der Westberliner Wirt- 
schaft erwiesen. Der Index der industriellen Netto- 
produktdon (gesamte Industrie ohne Energieerzeu- 
gung und Bauhauptgewerbe) — 1936 = 100 ge- 
setzt — in Berlin von 33 im Jahre 1951 auf 98 im 
Jahre 1955 gestiegen. In der gleichen Zeit stieg der 
gleiche Index aber im Bundesgebiet von 109 auf 
195 (Berliner Zahlen aus einer Mitteilung der In- 
dustrie- und Handelskammer zu Berlin; Zahlen des 
Bundesgebiets aus Wirtschaft und Statistik 1956 
Heft 9 S. 476). Aus diesen Zahlen läßt sich erken- 
nen, daß die Berliner Wirtschaft, so erfreulich ihre 
Besserung in den vergangenen Jahren auch ist, 
doch immer noch stark hinter der des Bundes- 
gebiets zurückliegt. 

Aus diesen Gründen 'ist es erforderlich, das Ber- 
linhilfe-Gesetz über den 31. Dezember 1957 hin- 
aus, und zwar bis zum 31. Dezember 1959, zu ver- 
längern. Wenn die Verlängerung des Gesetzes 
schon jetzt vorgeschlagen wird, so deshalb, weil 
sich der neue Bundestag sonst sofort nach seinem 
Zusammentreten mit dieser Frage beschäftigen 
müßte; denn das jetzige Gesetz läuft mit dem 
31. Dezember d. J. aus. Eine Verlängerung über 
den 31. Dezember 1959 hinaus ist deshalb nicht 
vorgeschlagen worden, um einmal dem neuein Bun- 
destag nicht die Hände zu binden und zum ande- 
ren, um die Entwicklung der Westberliner Wirt- 
schaft beobachten und abwarten zu können. 
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Bei den Beratungen des Ausschusses für Finanz - 
und Steuer fragen über die Verlängerung des Ge- 
setzes wurde auch erörtert, ob die Fassung des § 13 
des Berlinhilfe-Gesetzes den Gegebenheiten ge- 
recht wird. Diese Vorschrift gibt der Bundesregie- 
rung die Ermächtigung, durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen, daß die Steuerfreiheit des Westber- 
liner Lieferers nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 auf die Lie- 
ferung von Gegenständen bestimmter Art keine 
Anwendung findet, wenn die Steuerbefreiung der 
Lieferung von Gegenständen dieser Art zu einer 
Gefährdung der Existenz derjenigen Wirtschafts- 
zweige im Bundesgebiet führen würde, die Gegen- 
stände gleicher Art liefern. Die Bundesregierung 
kann also beim Vor liegen der genannten Voraus- 
setzungen durch Rechtsverordnung wohl die Steuer- 
freiheit des Westberliner Lieferers aufzuheben, 
nicht aber das Umsatzsteuerkürzungsrecht des 
westdeutschen Erwerbers. Es können aber Falle 
eintreten, in denen es zweckmäßiger und wirk- 
samer wäre, die Steuerfreiheit des Westberliner 
Lieferers zu belassen, aber das Umsatzsteuerkür- 
zungsrecht des westdeutschen Erwerbers aufzu- 
heben, oder auch Fälle, in denen es notwendig sein 
könnte, für die Lieferung und den Erwerb von Ge- 
genständen bestimmter Art beide Vergünstigungen 
aufzuheben. Der Ausschuß für Finanz- und Steuer- 
fragen schlägt daher vor, dem § 13 des Berlinhilfe- 
Gesetzes folgende Fassung zu geben: 


»§ 13 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß die umsatzsteuerlichen 
Vergünstigungen nach § 3 Abs. 1 oder nach § 7 
Abs. 1 Nr. 1 auf die Lieferung von Gegenständen 
bestimmter Art nicht anzuwenden sind, wenn die 
Vergünstigungen der Lieferung von Gegenstän- 
den dieser Art die Existenz derjenigen Wirt- 
schaftszweige im Bundesgebiet gefährden würde, 
die Gegenstände gleicher Art liefern.“ 

In dem Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
ist auch die Frage aufgeworfen worden, ob Roh- 
massen (Vorprodukte für die Herstellung von Mar- 


zipan, Persipan und Nougat) in die Ausschlußliste 
des § 6 des Berlinhilfe-Gesetzes auf genommen 
werden sollen, so daß für die Lieferung und den 
Erwerb dieser Gegenstände beide Vergünstigun- 
gen des Berlinhilfe-Gesetzes entfallen würden. Ein 
entsprechender Wunsch war von den westdeut- 
schen Rohmassenfabriken an den Ausschuß heran- 
getragen worden. Das Bundesministerium der 
Finanzen hat zusammen mit dem Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bereits vor einiger Zeit Erhebungen darüber ange- 
stellt, ob die Existenz der westdeutschen Rohmas- 
senindustrie durch die Lieferung von Rohmassen 
seitens Berliner Unternehmern infolge der Vergün- 
stigungen des Berlinhilfe-Gesetzes gefährdet 
werde. Nach dem Ergebnis der eingehenden Prü- 
fungen mehrerer Rohmassenbetriebe ist diese Frage 
von den beteiligten Ressorts der Bundesregierung 
verneint worden. Da die vorgenommenen Ermitt- 
lungen jedoch bereits mit dem 31. Dezember 1954 
abgeschlossen haben, erscheint es notwendig und 
zweckmäßig, die Erhebungen bis zur Gegenwart 
(31. Dezember 1956) fortzuführen und auf Grund 
des Ergebnisses der neuen Ermittlungen nochmals 
zu prüfen und zu entscheiden, ob von der Ermäch- 
tigung des § 13 des Berlinhilf e-Gesetzes zugunsten 
der westdeutschen Rohmassenindustrie Gebrauch 
gemacht werden soll. Der Bundesminister der 
Finanzen .hat sich bereit erklärt, die gewünschten 
Ermittlungen durchzuführen. Unter diesen Um- 
ständen hat es der Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen ab gelehnt, die Aufnahme von Roh- 
massen in § 6 des Berlinhilfe-Gesetzes vorzuschla- 
gen. 

Der Ausschuß schlägt Ihnen weiter vor, die nega- 
tive Saarklausel in den Gesetzentwurf aufzuneh- 
men. 


Bonn, den 12. Februar 1957 

Schlick 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2877 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 30. Januar 1957 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 


Dr. Wellhausen 

Vorsitzender 


Schlick 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 

- Drucksache 2877 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur 

Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Berlin (West) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der Fassung vom 
9. September 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 621) 
und in der Fassung der Änderungsgesetze 
vom 15. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 117), vom 19. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 439) und vom 24. Dezember 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 849) wird wie 
folgt geändert: 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Berlin (West) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der Fassung vom 
9. September 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 621) 
und in der Fassung der Änderungsgesetze 
vom 15. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 117), vom 19. Dezember 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 439) und vom 24. Dezember 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 849) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 erhält folgende Fassung: 

♦' 

4 13 

Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung bestimmen, daß die umsatz- 
steuerlichen Vergünstigungen nach § 3 
Abs. 1 oder nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 auf die 
Lieferung von Gegenständen bestimmter 
Art nicht anzuwenden sind, wenn die Ver- 
günstigungen der Lieferung von Gegen- 
ständen dieser Art die Existenz derjenigen 


3 



Entwurf 


In § 15 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird die Zahl 
„1957“ jeweils durch die Zahl „1959“ ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Wirtschaftszweige im Bundesgebiet gefähr- 
den würde, die Gegenstände gleicher Art 
liefern.“ 

2. In § 15 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird die Zahl 
^„1957“ jeweils durch die Zahl „1959“ er- 
setzt. 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 2a 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 3 
unverändert 
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